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Fahrdienste 

Grob fehlerhaft 

Von Susanne Schmidt-Lüer 

Der Streit um die Beförderung von Menschen mit Körperbehinderungen geht in die nächste 

Runde: Frankfurter Fahrdienste lassen die Vergabe prüfen. Von Susanne Schmidt-Lüer 

Der Streit um die Beförderung von Menschen mit Körperbehinderungen geht in die nächste Runde: Am 

kommenden Donnerstag ist die Verhandlung vor der Vergabekammer des Landes Hessen angesetzt. Die 

Arbeitsgemeinschaft Frankfurter Fahrdienste hatte das Überprüfungsverfahren angestrengt, denn sie wirft 

dem Jugend- und Sozialamt beim Ausschreibungsverfahren um die Vergabe der Fahrdienste "grob 

fehlerhaftes" Vorgehen und "Versäumnisse" vor. Die Stadt hatte entschieden, die seit Jahren mit dem 

Beförderungsdienst vertrauten Organisationen zugunsten eines neuen Anbieters künftig nicht mehr zu 

berücksichtigen. 

Sabine Eickmann, Sprecherin der AG aus CeBeeF Fahrdienst, DRK, Fraternität Behinderten-Selbsthilfe 

und Fahrdienst Rumpf kritisiert nach Akteneinsicht, dass der Bieter, dem die Stadt den Zuschlag erteilte, 

"deutlich teurer" sei und bisher lediglich vier Fahrzeuge habe. Es sei zudem fraglich, ob er genug 

qualifizierte Fahrer vorweisen könne. 

Oliver Pitsch, Regionalvorstand der von der Stadt ausgewählten Johanniter, zeigt sich "befremdet" über 

den Streit. Er plädiert, dem Verfahren "eine faire Chance" zu geben. Bisher hätten die Johanniter weder 

eine Zu- noch eine Absage bekommen. In Frankfurt verfügten sie über "großes Knowhow" bei 

Fahrdiensten und Krankentransporten, im Wetteraukreis böten sie außerdem Fahrdienste für Menschen 

mit Behinderungen an. Einzelheiten könne er "nicht kundtun, bevor das Verfahren abgeschlossen ist". 

Die Johanniter als weiteren Partner mit ins Boot zu holen, kann sich Sabine Eickmann gut vorstellen. Ein 

Vergleich vor der Vergabekammer könnte die Lösung sein: "Wir haben keine Angst vor Wettbewerb." Im 

Gegenteil, rund 3500 Nutzer erhielten etwa 50000 Fahrten im Jahr als freiwillige Leistung der Stadt. "Es 

könnten viel mehr sein", denn viele nutzten das Angebot gar nicht. 

Ob die Stadt sich ebenfalls einen Vergleich vorstellen kann, sagt Robert Standhaft, Büroleiter von 

Sozialdezernentin Daniela Birkenfeld (CDU), nicht: "Wer gibt schon in einem laufenden Verfahren seine 

Strategie preis?" Geregelt will das Sozialdezernat vor allem die Übergangszeit von einem zum anderen 

Anbieter wissen. Einen Vertragsentwurf hat die AG der Fahrdienste schon vorliegen, nach dem 17. Juni 

soll darüber verhandelt werden: "Ziel aller Beteiligten ist es, die Versorgung sicherzustellen", sagt 

Standhaft. 

Es geht um viel Geld  

Er reagiert damit auf die von vielen Rollstuhlfahrern geäußerte Sorge, das Beförderungsangebot werde 

ganz eingestellt. Mit Protesten auf dem Römerberg und vor dem Sozialdezernat taten sie außerdem ihren 

Unmut über die Entscheidung kund, die seit Jahren bewährten vier Fahrdienste durch einen neuen zu 

ersetzen. 



Wäre es nach ihm gegangen, sagt Sozialausschussvorsitzender Rudi Baumgärtner (SPD), "hätte es gar 

keine Ausschreibung gegeben. Man hätte, wenn man etwas verändern will, mit den Trägern verhandeln 

können." Arno Jung, Vorsitzender der Vergabekammer, wird das Verfahren am Donnerstag leiten. Seit 

elf Jahren überprüft er mit Kollegen mal 75, mal 90 Fälle im Jahr. "Es geht immer um viel Geld", sagt 

Jung. Die Verhandlungen sind nicht öffentlich. Im Schnitt dauert es sechs Wochen bis zur Entscheidung. 


